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			Sonnabend, 18. Mai 2013 - 124. Jahrgang Nr. 31.928

			CFK und die Verfassungsreform

			Präsidentin sieht Erneuerungsbedarf, macht aber keine eigenen Vorschläge
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			Cristina reckt die Verfassung in die Höhe. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner hat das Thema Verfassungsreform neu belebt. Anlässlich der „Tage zur Demokratisierung der Justiz“ in der Universität von La Matanza sagte die Staatschefin, die argentinische Verfassung sollte überarbeitet werden. Gleichzeitig stellte sie aber auch klar, dass sie selber ein solches Vorhaben nicht aktiv vorantreiben werde.

			Mit einem Exemplar der Verfassung in der Hand rief sie den rund 5000 Zuhörern ihrer Rede zu: „Anders als manch andere, die nur die Teile lesen und verwenden, die ihnen in den Kram passen, lese ich die Verfassung komplett. Das heißt aber nicht, dass die Verfassung perfekt ist. Um eine wahrhaftige und tiefgreifende Reform des Rechtssystems durchzuführen, sollte sie modifiziert werden.“ Um dann nach einer rhetorischen Pause hinzuzufügen: „Aber ich selbst werde keinen Vorschlag zur Verfassungsreform machen.“

			Was genau die Präsidentin mit ihren auf den ersten Blick widersprüchlichen Ankündigungen anstrebt, darüber kann nur spekuliert werden. Die Zeitung „Clarín“ stellte einen Bezug zu den Bestrebungen der besonders treuen Anhänger der Präsidentin her, die eine Verfassungsreform anstreben, um eine zweite Wiederwahl Cristinas zu ermöglichen. Dazu hatte sich die Staatschefin selber bislang nicht eindeutig erklärt. Vor diesem Hintergrund könnte man die aktuellen Äußerungen Kirchners als Ermunterung für ihre Mitstreiter deuten, damit diese ihr den Weg für eine weitere Wiederwahl ebnen.

			Bei ihrer Rede verteidigte Cristina die sechs Gesetze zur Reform der Justiz, die größtenteils bereits vom Kongress angenommen worden sind. „Wie kann man eigentlich dagegen sein, dass die Mitglieder des Gremiums, das über die Ernennung von Richtern entscheidet, durch die Stimmzettel der 40 Millionen Argentinier ermittelt werden?“, fragte die Präsidentin rhetorisch. Die Reform sieht unter anderem vor, dass die Zusammensetzung des Richterrates bei Wahlen bestimmt wird.

			Einmal mehr kritisierte Kirchner die Judikative: „Wir beobachten derzeit eine Justiz der zwei Geschwindigkeiten. Sind mächtige Interessenvertretungen betroffen, ist die Justiz langsam“, behauptete die Präsidentin. Sie nannte als Beispiele die durch einstweilige Verfügungen gebremsten Umsetzungen des Mediengesetzes und der Verstaatlichung des Rural-Geländes in Palermo. Die Justiz dürfe sich ihre Agenda nicht von den Medien diktieren lassen, sondern sollte endlich die Agenda abarbeiten, die ihr von der Gesellschaft gesetzt werde.
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			Fünfmal lebenslänglich

			Lange Haftstrafen nach Überfall auf hochschwangere Frau

			Buenos Aires (AT/mc) – Mit fünf lebenslänglichen Freiheitsstrafen hat das Strafgericht in La Plata den grausigen Überfall auf die hochschwangere Carolina Píparo vor knapp drei Jahren gewertet. Die Richter sahen es als erwiesen an, dass sich die Angeklagten des Mordes, des versuchten Mordes sowie des schweren bewaffneten Raubüberfalls schuldig gemacht haben. 

			Carolina Píparo war am 29. Juli mit ihrer Mutter in einer Filiale der „Banco Río“ in La Plata, um dort 10.000 US-Dollar und 13.000 Pesos abzuheben. Dabei gerieten sie in das Visier einer skrupellosen Bande. Ein Mitglied war in der Bank und informierte per Handy zwei Komplizen, die draußen warteten. Auf einem Motorrad verfolgten sie Píparo, die in einem Auto zu ihrer Wohnung fuhr. Dort angekommen, stellten die Ganoven die Frau, forderten die Herausgabe des Geldes und schossen auf sie. Píparo erlitt dabei schwere Verletzungen. Die schwangere Frau wurde ins Krankenhaus eingeliefert, wo die Ärzte mit einem Kaiserschnitt vergebens versuchten, ihr Baby zu retten. Píparo selbst konnte nach mehreren Operationen nach 45 Tagen die Klinik wieder verlassen. 

			Die besondere Brutalität des Verbrechens schockte die Öffentlichkeit. Die Richter ließen in ihrem Urteil keinen Zweifel daran, dass der Tod des auf den Namen Isidro getauften Babys als Mord einzustufen sei: „Isidro war nicht zukünftiges, sondern bereits aktives Leben. Es wurde ausgelöscht durch die Verletzungen, die die Mutter erlitt. Das kann man nur als Mord werten“, sagte Richterin Silvia Hoerr.

			In der Begründung des Urteils meinten die Richter, es sei zweitrangig, wer letztlich den Schuss abgegeben habe. Es sei ein Gemeinschaftsverbrechen gewesen. So stuften sie alle Verurteilten als Mittäter ein: Bandenchef Carlos Jordán J. (45), Miguel Angel S. (43), der in der Bank die Opfer aussuchte, Juan Manuel C. (25), der die Handys besorgte, sowie die beiden 20-jährigen Luciano L. und Carlos M., die die Verfolgung mit dem Motorrad aufnahmen und die Frau überwältigten. Letztgenannten hatte Píparo als Schützen identifiziert. 

			Freisprüche gab es für den 20-jährigen Carlos B., der zunächst verdächtigt wurde, den tödlichen Schuss abgegeben zu haben. Píparo entlastete ihn jedoch bei einer Gegenüberstellung. Freigesprochen wurde auch der 44-jährige Augusto C, der angeklagt war, der Bande durch juristische Beratung geholfen zu haben. Dies ließ sich aber nicht erhärten.

			Bei Carolina Píparo und ihrer Familie herrschte nach der Urteilsverkündung Zufriedenheit. „Wir sind voll einverstanden mit dem Urteil, weil dadurch Gerechtigkeit geschehen ist“, meinte Lorenzo Píparo, der Vater des Verbrechensopfers.
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			Mysteriöser Tresorraum

			Journalist Lanata belastet die Kirchners mit neuen Recherchen 
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			Der Journalist Jorge Lanata hat sich auf die Kirchner-Regierung eingeschossen. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) – Ein mysteriöser Tresorraum im Erdgeschoss des Anwesens der Kirchners in El Calafate beschäftigt derzeit die argentinische Öffentlichkeit. Der Enthüllungsjournalist Jorge Lanata hatte am vorigen Sonntag in seiner Sendung „Journalismus für alle“ den Architekten Antonio Cañas zu Wort kommen lassen, der die Villa für das Präsidentenehepaar entworfen hatte. Er erzählte von einem 2,85 mal 0,97 Meter großen gesicherten Raum im Kellergeschoss des Hauses, das Néstor Kirchner habe anlegen lassen, „um Dokumente zu lagern“.

			Die Enthüllungen sind vor dem Hintergrund des gegenwärtigen Geldwäscheskandals um den Unternehmer und Kirchner-Freund Lázara Báez zu sehen, der in Abstimmung mit Néstor Kirchner Bargeld in Millionenhöhe außer Landes gebracht haben soll (wir berichteten). Brauchte Kirchner also den Tresorraum, um große Geldmengen zu lagern?

			Dass es zumindest den erwähnten Raum gibt, das sagte in Lanatas Sendung auch Kirchners einstiger Vizegouverneur in Santa Cruz, Eduardo Arnold, aus. Und Miriam Quiroga, die einstige Sekretärin des 2010 verstorbenen Ex-Präsidenten, erinnerte sich, ein Telefongespräch ihres Chefs gehört zu haben, bei dem dieser eine „Panzerschranktür wie für Tresorräume von Banken“ bestellt habe. Quiroga galt als enge Mitarbeiterin Kirchners. Cristina entließ die Frau kurz nach dem Tod ihres Gatten.

			Seitens der Regierung versuchte man, die Darstellungen als „Klatsch und Medienrummel“ abzutun. Präsidialamtschef Oscar Parrilli sprach von „verleumderischen und kriminellen Interessenvertretungen“, die versuchten, ein „Klima der Furcht und des Terrors“ zu schaffen. Parrilli nannte in diesem Zusammenhang, die Mediengruppe „Clarín“, deren Sender „El Trece“ die Lanata-Sendung ausstrahlt.

			Auch der einflussreiche Senator Aníbal Fernández sprach von „dummem Klatschgerede“. Für die Vorwürfe fehlten jegliche Beweise. Alles sei „an den Haaren herbeigezogen“. Die Existenz des Tresorraums wurde bislang indes von keinem Regierungsvertreter bestritten.
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			Die Woche in Argentinien

			Videla tot

			Ex-Diktator Jorge Rafael Videla ist tot. Der ehemalige General sei gestern Morgen an Altersschwäche in der Haftanstalt Marcos Paz bei Buenos Aires gestorben, sagte der für den Strafvollzug zuständige Direktor Víctor Hortel der Nachrichtenagentur Télam. Videla war das Gesicht der Diktatur. Tausende Menschen kamen während seiner Herrschaft ums Leben. Er wurde 87 Jahre alt. Der streng katholische Videla hatte 1976 den Staatsstreich gegen Präsidentin Isabel Perón angeführt. Die Militärjunta ernannte ihn zum Präsidenten. 1981 trat Videla zurück. Nach Wiederstellung der Demokratie wurde er wegen zahlreicher Morde und Entführungen zu lebenslanger Haft verurteilt und unehrenhaft vom Militär entlassen. Nach dem Bericht „Nunca más“ der Untersuchungskommission Conadep wurden während der Diktatur 9000 Menschen ermordet. Ein Großteil von ihnen während der fünfjährigen Herrschaft Videlas. Er selbst sprach von bis zu 8000 Getöteten. „Wir mussten eine große Anzahl Menschen beseitigen“, erklärte er. Reue zeigte der Diktator nie. Menschenrechtsorganisationen gehen von deutlich höheren Opferzahlen aus. Zuletzt wurde Videla im Juli 2012 wegen systematischen Babyraubs zu 50 Jahren Gefängnis verurteilt, sein Nachfolger Reynaldo Bignone (1982-1983) erhielt 15 Jahre. Während der Militärdiktatur wurden Oppositionellen 500 Kinder weggenommen und zur Adoption freigegeben. 1990 begnadigte Präsident Carlos Menem Videla und andere Militärs. 2010 hob der Oberste Gerichtshof die Begnadigung auf. Videla selbst bezeichnete sich als „politischen Häftling“. Der Staatsstreich gegen Isabel Perón sei durchgeführt worden, „um eine anarchische Gesellschaft zu disziplinieren, um aus dem demagogischen Populismus zu kommen und eine liberale Marktwirtschaft zu etablieren“, erklärte Videla die Ziele der Diktatur.

			Dekret für Pressefreiheit 

			Mit einem Dekret zum Schutz der Pressefreiheit hat Hauptstadtbürgermeister Mauricio Macri Position bezogen angesichts der aktuellen Konflikte zwischen der Nationalregierung und Teilen der Medienlandschaft. Bei einer Pressekonferenz am Dienstag ging Macri die Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner scharf an: „Sie will nicht, dass es in Argentinen noch länger eine freie Presse gibt.“ Die Kirchner-Regierung versuche, Journalisten und Medien zum Schweigen zu bringen. Auch die Vergabe von Regierungswerbung werde mit dem Ziel gesteuert, dass alle von der Regierung abhängen, meinte Macri. Das vom Bürgermeister vorgestellte Dekret sieht vor, dass alle in der Stadt anfallenden Streitigkeiten, bei denen es um Pressefreiheit geht, vom Obersten Gerichtshof der Stadt behandelt und entschieden werden sollen. Die Verordnung gilt zunächst für 30 Tage. Dies ist auch die Frist für das Stadtparlament, über die Vorlage von Macri zu entscheiden. Mittelfristig plant die Stadtregierung, ein eigenes Sondergericht für Angelegenheiten zu schaffen, die die Meinungsfreiheit betreffen. „Es darf kein Bundesgesetz geben, das die Pressefreiheit gefährdet“, ergänzte Macris Kabinettschef Horacio Rodríguez Larreta. Der Bürgermeister führte weiter aus, dass der Oberste Gerichtshof gegebenenfalls auch über eine Zwangsverwaltung der „Clarín“-Gruppe entscheiden solle, die laut Berichten der gleichnamigen Zeitung von der Nationalregierung angestrebt werde. Letztere bestritt indes entsprechende Absichten.

			Wer kauft besser ein?

			Die Regierung der Stadt Buenos Aires hat offenbar ein besseres Händchen für Geschäfte als die Nationalregierung. Dies jeden-falls legt die Berichterstattung der Zeitung „Clarín“ nahe, die ausführte, dass die Stadt U-Bahn-Waggons des gleichen Typs wesentlich günstiger eingekauft habe als die Nation. 1,74 Mio. US-Dollar pro Wagon zahlt die Stadt an die chinesische Firma TIC. 2,48 Mio. US-Dollar hatte die Nation vor fünf Jahren dem gleichen Anbieter für das gleiche Produkt überwiesen, als sie 45 Wagons für die Linie A orderte. Der Stückpreis war also um 42 Prozent höher als der Betrag, den jetzt die Stadt für jeden der insgesamt 105 bestellten Wagons zahlt. Bei einer Pressekonferenz mit den Zahlen konfrontiert, versuchte der nationale Transportminister Florencio Randazzo, die Verantwortung für die teuren Einkäufe abzuschieben. Schließlich sei er erst seit etwas über einem Jahr im Amt. Somit schob er den „Schwarzen Peter“ auf Ricardo Jaime ab, der damals als Staatssekretär für Transport zuständig war. Randazzo ergänzte, dass auch Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner den Kaufvertrag abgesegnet habe. Immerhin, so der Transportminister, sei es der Nation jetzt gelungen, für die Bahnlinien „Sarmiento“ und „Mitre“ Wagons einzukaufen, die um 37 Prozent billiger seien als diejenigen, die von der Stadt für den städtischen Zugverkehr erworben worden seien.

			Schlappe für Moreno

			Juristische Niederlage für Guillermo Moreno. Das Bundesberufungsgericht für Verwaltungsangelegenheiten entschied am Montag, die Bußgelder aufzuheben, die der mächtige Staatssekretär für Binnenwirtschaft mehreren Gutachtern und Beraterfirmen auferlegt hatte. Moreno hatte daran Anstoß genommen, dass die Unternehmen Zahlen zur Inflation veröffentlichten, die von den offiziellen Erhebungen des natio-nalen Statistikamtes INDEC deutlich abwichen. Er hatte seine Maßnahmen mit angeblichen Verstößen gegen das Handelsrecht begründet. Dieses sieht ein Verbot für die Verbreitung „ungenauer Informationen“ vor, die geeignet sind, für Fehler, Irritationen oder Betrug im Wirtschaftsleben zu sorgen. Das Gericht sah dies im vorliegenden Fall indes als nicht gegeben an und erklärte die Bußgelder in Höhe von je 500.000 Pesos für obsolet. Während das INDEC die Inflationsrate mit etwa zehn Prozent beziffert, gehen unabhängige Schätzungen von 25 Prozent aus. Moreno hatte 2011 damit begonnen, den missliebigen Consultingunternehmen Strafgelder aufzubrummen. Diese wehrten sich juristisch und hatten damit nun Erfolg. 

			Mehr ausländische Studis

			Argentinische Universitäten werden immer beliebter bei ausländischen Studenten. Deren Zahl ist auf 40.000 geklettert, wie Zahlen des Internationalen Netzwerkes von Studentensekretariaten ergaben. Das sind 16.000 mehr als noch vor fünf Jahren, als 24.000 Studierende von außerhalb an den hiesigen Unis – staatlichen oder privaten - eingeschrieben waren. Dies entspricht einer Zunahme um 67 Prozent. An der Universität von Buenos Aires (UBA) stieg die Zahl der ausländischen Studenten seit 2008 von 7000 auf 12.000 an. An der Nationaluniversität von Cór-doba (UNC) verdoppelte sich deren Zahl im gleichen Zeitraum. Was die UBA betrifft, kommen 80 Prozent der ausländischen Studierenden aus anderen lateinamerikanischen Ländern, wie Marcelo Tobin, der Sekretär für internationale Beziehungen, erklärte. Als eine Erklärung für den Trend nennt er den guten Ruf, den argentinische Universitäten international genössen. Tobin führt aber auch wirtschaftliche Gründe an: Zum einen sei das Grundstudium an der UBA kostenlos. Zum anderen begünstige der zunehmend steigende Schwarzmarktkurs für bestimmte Fremdwährungen den Zuzug von Ausländern, für die Argentinien auf diese Weise immer günstiger werde.

			Kirche muss zahlen

			Das Bistum Quilmes muss 155.000 Pesos als Schmerzensgeld an einen 25-jährigen Mann zahlen, der vor knapp zehn Jahren Opfer von sexueller Nötigung durch einen Priester wurde. Dies entschied das Berufungsgericht Quilmes, das somit ein erstinstanzliches Urteil bestätigte. Nachdem der beschuldigte Priester im Jahr 2005 verstorben war, sollte der Fall zunächst zu den Akten gelegt werden. Doch dann setzte sich in der Justiz die Auffassung durch, dass die Kirche als Institution den Schaden zu tragen habe. Das Urteil stelle einen „sehr wichtigen Präzedenzfall dar“, freute sich der 25-jährige Kläger über das Urteil. Schließlich gebe es weitere ähnliche Fälle. (AT/mc)
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			China als Partner

			Im Jahr 1972, vor über vierzig Jahren, haben sich die diplomatischen Beziehungen zwischen Argentinien und der Volksrepublik China normalisiert. China erkennt seither die argentinischen Ansprüche auf die Malwineninseln und den Südatlantik an und unterstützt die argentinischen Bestrebungen, mittels Verhandlungen eine Lösung zu finden. Argentinien erkennt die territoriale Einheit Chinas an, was im Klartext bedeutet, dass die vormaligen Beziehungen zu Taiwan abgebrochen wurden. Beide Regierungen erkennen die territoriale Einheit des anderen Landes an und befürworten den Dialog zur Lösung der Konflikte.

			Die bilateralen Wirtschaftsbeziehungen waren vor der Aufnahme diplomatischer Beziehungen ab den sechziger Jahren auch ohne diplomatische Anerkennungen in die Wege geleitet worden. China brauchte Nahrungsmittel und importierte argentinischen Weizen sowie Mais. Nach der Wende der chinesischen Wirtschaftspolitik Mitte der siebziger Jahre begann der Aufstieg Chinas, der immer noch mit phänomenalen Wachstumszahlen anhält. China ist heute die zweitgrößte Wirtschaft in der Welt nach den Vereinigten Staaten, die sie gelegentlich überholen wird. In China leben 1,3 Milliarden Menschen, in Argentinien nur 41 Millionen.

			Der Durchbruch im bilateralen Handel kam mit der Sojabohne, die zuerst in China entwickelt wurde, aber am meisten in den Vereinigten Staaten, Brasilien und Argentinien expandiert hat. In China wird der Agrarboden immer knapper als Folge der Verstädterung und der Expansion der Infrastruktur mit gewaltigen Wasserwerken, Eisenbahnen und Überlandstraßen. China benötigte Sojabohne für die Schweinemast, um der Bevölkerung die gewünschten Proteine zu sichern. So entwickelte sich China zum größten Exportmarkt Argentiniens von Sojabohne und ihren Produkten Mehl und Öl.

			In den politischen und diplomatischen Beziehungen beider Länder gab es keine Konflikte. Mehr als vierzig Jahren nach der Aufnahme normaler diplomatischer Beziehungen erinnerte der chinesische Vizepräsident Li Yuanchao in einem Artikel in der Zeitung „Clarín“ vom 11. Mai an die Staatsbesuche der damaligen Präsidenten Hu Yintao und Néstor Kirchner im Jahr 2004, die die Grundlage für die seither anhaltende Kooperation bildeten. Inzwischen investieren chinesische Unternehmen kräftig in Argentinien in den Bereichen Agrarland, Erdöl, Banken, Infrastruktur und anderen, die bereits 5000 Arbeitsplätze geschaffen haben. Zahlreiche chinesische Kaufleute haben in Argentinien Verkaufsläden eingerichtet, die mit Supermärkten und anderen konkurrieren, wiewohl auch gelegentlich sogenannte chinesische Mafias gewaltsam gegeneinander vorgehen. China ist zum dritten Auslandsinvestorland aufgestiegen, stets lautlos, ohne Aufsehen zu erregen. Die weltgrößte Bank ICBC hat die lokale Standardbank südafrikanischen Kapitals, vormals Boston Bank, übernommen, in der sie auch Partner in Südafrika ist. Eine chinesische Rakete hat unlängst einen argentinischen Satelliten erfolgreich ins Weltall abgeschossen. Im Stadtteil Belgrano hat sich gar ein kleines chinesisches Viertel etabliert.

			Chinas Präsenz in Argentinien hat sich im Land integriert, ebenso wie frühere Einwanderungswellen aus Europa und Südamerika. Der Sojaboom der letzten Dekade hat bei hohen Preisen deutlich zur Entwicklung der argentinischen Wirtschaft beigetragen, dem seit den zwanziger Jahren durch die Einfuhrverbote von Rindfleisch in Deutschland (1923), Frankreich (1926) und den Vereinigten Staaten (1928) nur noch Großbritannien als Markt für das beste und preiswerte argentinische Exportprodukt geblieben war. Argentinien exportiert jetzt weniger Rindfleisch als Uruguay und als Gold, obwohl der Rindfleischmarkt derzeit weitgehend offen ist. Sojabohne, Mais, Industrieprodukte und andere Waren haben Rindfleisch ersetzt, das im Land konsumiert wird, derweil China mit verarbeiteten Industrieprodukten als Lieferant präsent ist. Die diplomatischen Beziehungen sind normal, verursachen keine Konflikte und erfreuen sich nach über vierzig Jahren bester Gesundheit.
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			Wenn die Menschen ärmer werden, 
aber besser leben

			Von Juan Alemann

			Charles Kenny, Mitglied des Zentrums für globale Entwicklung der USA und Verfasser des Buches „Getting better“, weist in einem seiner jüngsten Artikel auf den eigenartigen Fall von Madagaskar hin. In diesem armen Land ist das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf zwischen 2002 und 2009 von 843 auf 753 US-Dollar zurückgegangen. Doch in der gleichen Zeit geschah folgendes: die Zahl der Telefonbesitzer stieg von 1% auf 28% der Bevölkerung, die Zahl der Inhaber eines motorisierten Fahrrades („motobyke“) stieg von 4% auf 22%, die Zahl der Haushalte mit Fernsehen stieg von 4% auf 18%. Die Menschen in Madagaskar leben besser und länger mit mehr Besitz von dauerhaften Konsumgütern.

			Eine solche qualitative Besserung hat in vielen Schwellenländern stattgefunden, auch (und ganz besonders) in Argentinien. Der Fortschritt der Medizin, der allgemeine Zugang zu Antibiotika u.a. Medikamenten und die Verbesserung der Hygiene haben dazu geführt, dass die Menschen gesünder sind und länger leben, wobei auch die Kindersterblichkeit abnimmt. Ohne den Fortschritt bei der Gesundheitsbetreuung wäre die Weltbevölkerung nicht in etwa zwei Jahrhunderten von einer auf sieben Milliarden Menschen gestiegen. Ebenfalls fand ein Fortschritt bei der Erziehung und Ausbildung statt. Durch Fernsehen und Internet wird ein besserer Zugang zu Informationen ermöglicht.

			Das Mobiltelefon hat sich auf der ganzen Welt durchgesetzt: mit sechs Milliarden Mobiltelefonen hat theoretisch 86% der Weltbevölkerung ein solches Telefon. Das reimt sich jedoch nicht mit der Tatsache zusammen, dass eine Milliarde Menschen auf der Welt in extremer Armut leben, mit 1,25 US-Dollar pro Tag. In Wirklichkeit ist es eben so, dass viele Menschen zwei und drei Mobiltelefone haben. In Argentinien befinden sich über 50 Millionen in Betrieb, weit mehr als die Bevölkerung von etwa 41 Millionen Menschen, wobei kleine Kinder und viele arme und alte Leute kein solches Telefon haben. Das macht den Fall noch unerklärlicher.

			Die Messung des Wohlstandes auf Grund des BIP pro Kopf der Bevölkerung führt zu Trugschlüssen, einmal wegen der unterschiedlichen Kaufkraft des Dollars in verschiedenen Ländern, wenn man die lokale Währung zum Marktkurs umrechnet. Doch auch wenn man Kaufkraftparitäten nimmt, messen die BIP-Werte nicht den echten Wohlstand. Bei der BIP-Berechnung werden nur die jährlich verkauften Fernsehapparate berücksichtigt, aber nicht die Zunahme des Bestandes, und auch nicht die Tatsache, dass gebrauchte Apparate billig weiterverkauft oder verschenkt werden, so dass viele Familien Zugang zu diesem Symbol des modernen Lebens haben, den sie gemäß ihres Einkommens nicht haben könnten. Bei Automobilen ist es ähnlich, ganz besonders in Schwellenländern, wo ältere Modelle nicht nach höchstens zehn Jahren verschrottet werden wie in den USA. In Argentinien werden für jedes neue Automobil zweieinhalb gebrauchte verkauft, und der Bestand nimmt ständig zu, weil nur wenige verschrottet werden. Das bedeutet, dass am Ende der Kette ärmere Menschen Zugang zu einem Automobil erhalten. Und das kommt in der BIP- und Einkommensstatistik nicht zum Ausdruck.

			In New York stellen die Menschen an bestimmten Tagen gebrauchte Möbel auf die Straße, wo sie jedermann umsonst mitnehmen kann. In anderen Ländern werden sie verkauft oder verschenkt, wobei sie jedoch länger gebraucht werden als in den USA, die eine extreme Wegwerfgesellschaft darstellen. Die Vereinigten Staaten tragen nebenbei bemerkt auch dazu bei, dass andere Staaten sich billig mit Bekleidung versorgen können. Denn was am Ende einer Saison dort übrigbleibt, wird zu Schleuderpreisen an arme Länder geliefert, die die entgegengesetzte Saison haben. Auch wird gebrauchte Kleidung an diese geliefert. In Argentinien ist der Import gebrauchter Kleidung verboten. In den 90er Jahren wurde er zeitweilig zugelassen, was arme Menschen begünstigte, doch sofort kamen schlaue „Criollos“, die gebrauchte mit neuen Stücken mischten, um dem Zollsatz zu entgehen.

			Die fortgeschrittenen Staaten tragen indirekt zum Fortschritt der Schwellenländer bei, indem sie die hohen Kosten der technologischen Entwicklungen tragen, die dann relativ billig und am Schluss unentgeltlich auch von den ärmeren Ländern eingesetzt werden, was ihnen den Weg zu höherer Effizienz, Modernität und schließlich zum wirtschaftlichen Wachstum ebnet. Wir könnten uns das heutige Argentinien nicht ohne Computer und Internet vorstellen, die die USA entwickelt haben, auch wenn die Kleincomputer (PC) dann in Japan, Korea, China oder Indien erzeugt werden. In Argentinien nutzt etwa die Hälfte der Bevölkerung Internet. Auch das reimt sich nicht mit dem Stand des BIP pro Kopf zusammen, wie immer man es misst.
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			Randglossen

			Während die Nationalregierung die freie Meinungsäußerung, genannt Pressefreiheit, mit allerlei Schikanen bedroht, nahm Regierungschef Mauricio Macri als Bürgermeister der Bundeshauptstadt deutlich Stellung zugunsten der Pressefreiheit mit einem Gesetzesdekret, das eine neue Justizabteilung vorsieht, damit die Richter mögliche Einschränkungen der Pressefreiheit verhindern. Zahlreiche Oppositionspolitiker unterstützten die Initiative, derweil Provinzgouverneure aufgefordert worden sind, Gleiches zu vollziehen. Die Stadtlegislative wird das Dekret sicherlich bestätigen, allerdings mit den Gegenstimmen der nationalen Regierungspartei. Eigentlich ist die Initiative überflüssig, weil die Verfassung und mehrere internationale Verträge, die als verfassungskonform gelten, die Pressefreiheit garantieren, wohingegen die nationale Regierung die freie Meinungsäußerung behindern will, was als Gleichschaltung aller Meinungen totalitär ist wie weiland in Italien, Spanien und Deutschland und heutzutage leider auch in anderen Ländern.

			Regierungssprecher dementierten die Gerüchte, wonach die Wertschriftenkommission, spanisch „Comisión Nacional de Valores“, sich anschicke, den Konzern „Clarín“ vorübergehend zu intervenieren, damit die Kritik an der Regierungsführung entfällt. Ein in der Kongressdebatte gegen Jahresende überraschend eingeführter Paragraph im Gesetz über den Kapitalmarkt erlaubt der Kommission, die Führung privater Unternehmen treuhänderisch für ein halbes Jahr abzusetzen, womit die Zeitung, die Fernseh- und Hörfunkanstalten des Konzerns während der jetzigen Wahlkampagne mundtot gemacht werden könnten, insbesondere der jetzt besonders erfolgreiche Journalist Jorge Lanata, dem angeblich fünf Millionen Menschen am Sonntagabend gespannt lauschen, wogegen das vormals viel gehörte Radio Diez seit seiner Übernahme durch den regierungsfreundlichen Spielbudenunternehmer Cristóbal López laufend Hörer verliert. Regierungspropaganda ist offenbar nicht beliebt.

			Im NSU-Prozess in München hat ein Nebenkläger gefordert, das Kreuz im Gerichtssaal abzuhängen. Denn im Sitzungssaal des Strafjustizzentrums in München hängt, wie in Bayern üblich, ein Kruzifix. Die bayerische Verfassung schreibt dies ungeachtet des Kruzifix-Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts von 1995 für öffentliche Einrichtungen vor. Die „theokratisch“ anmutende Landesverfassung bot schon oft Anlass zur Diskussion - die NSU-Prozesse verleihen dem Ganzen nun eine neue Dimension. Man hätte darauf kommen können, dass ein Kreuz in einem Prozess, bei dem es um die Aufklärung der Morde an muslimischen Mitbürgern geht, keine Begeisterungsschreie hervorrufen würde. Man möchte sicher keinem böse Absichten unterstellen - allerdings kommen Bedenken auf, ob die bayerischen Behörden mit einem Prozess solcher Tragweite überfordert sind.

			Es ist schon kurios: Nachdem sich die Journalisten ihre Plätze für den NSU-Prozess hart erkämpfen mussten, ist jetzt nicht einmal gesichert, dass sie sie behalten dürfen. Wer den Gerichtssaal und den angrenzenden „Sicherheitsbereich“ in den Verhandlungspausen verlässt, hat Pech gehabt - „Weggegangen, Platz vergangen“, lautet die Devise. Doch das ist noch nicht alles. Wer dem Prozess folgen möchte, sollte sich vorher den Bauch vollschlagen und genug trinken - belegte Pausenbrote sowie (sogar ungefüllte!) Wasserflaschen dürfen nicht mit hineingenommen werden. Am zweiten Prozesstag konnte man deshalb hastig mampfende Journalisten vor der Sicherheitsschleuse entdecken. „Wer zuerst isst, sitzt zuerst?“ Eigentlich wäre das alles zum Lachen, wenn es sich nicht um einen so ernsten und wichtigen Prozess handelte. Bleibt die Frage, wozu diese leicht überzogen wirkenden Maßnahmen dienen. Haben die Richter etwa Angst, dass die Angeklagten mit Wurstsemmeln beworfen und mit Wasser bespritzt werden? Die Arbeitsbedingungen für die Journalisten sollten jedenfalls noch einmal überdacht werden.

			

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,245, um 0,29% über der Vorwoche und um 6,50 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 39,44 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06. bei $ 5,348, zum 30.09.13 bei $ 5,643, und zum 31.01.14 bei $ 6,11. Der Terminkurs per März 2014 lag um 25,99% über Ende März 2013. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten $ 8,95 und lag bei Überweisungen etwas höher, nachdem er wenige Tage vorher noch über $ 10 gelegen hatte. Grosse Schwankungen sind bei einem Markt dieser Art, der einen relativ geringen Umsatz aufweist, eine normale Erscheinung. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Minus von 4,05%, lag jedoch um 29,86% über Ende 2012.

			***

			Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 2,24% und lagen 2,13% über Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos gingen gegenüber der Vorwoche um 3,99% zurück, lagen jedoch um 11,20% über Ende 2012. Boden 2014 verloren zur Vorwoche 1,48% und lagen 4,58% über Ende 2012. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 0,17% und lagen 4,09% unter Ende 2012, und Global 2017 Arg. blieben unverändert bei 9,60% im Minus seit Jahresende 2012.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 154,22 (Vorwoche $ 163,01) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 220,32 (Vorwoche $ 232,87).

			***

			Die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) nahm in einem Monat zum 3. Mai 2013 um 3,12% ab, stieg jedoch in 12 Monaten um 33,12%. Das Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das die ZB verwendet, um die monetäre Expansion zu messen und Ziele festzusetzen, stieg in 30 Tagen um 1,03% und in 12 Monaten um 34,38%. Die Raten der jährlichen Zunahme sind in den letzten Wochen zurückgegangen, liegen jedoch immer noch weit über der allgemeinen Preiszunahme von 23% bis 25% jährlich, die private Ökonomen ermitteln.

			***

			Der Stromkonsum im ganzen Land nahm im April 2013 gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 3,7% zu, lag jedoch um 4,7% unter März 2013, berichtet die Stiftung Fundelec. In den ersten vier Monaten 2013 blieb der Stromkonsum gegenüber der gleichen Vorjahresperiode praktisch unverändert. 

			***

			Nachdem letzte Woche die Gasversorgung bei vielen Unternehmen unterbrochen wurde, erklärte Planungsminister Julio de Vido, dies sei bei intensiver Kälte normal, weil dann der Konsum der Haushalte zunehme, denen Priorität gegeben wird. Diese Unterbrechung sei in den Verträgen mit den betroffenen Unternehmen vorgesehen.

			***

			Die Zahl der notariellen Immobilienübertragungen der Provinz Buenos Aires ging im April 2013 gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 19,7% und gegen-über März um 12,2% auf 6.896 zurück, berichtet das Notariatskollegium der Provinz. In Werten lag der interanuelle Rückgang bei 19,67% auf $ 1,63 Mrd. In den ersten vier Monaten lag die Zahl der Übertragungen um 24,8% und der Gesamtwert um 23,6% unter dem Vorjahr.

			***

			Die Rohstahlproduktion ging im April 2013 gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 10,6% und gegenüber März 2013 um 8,3% auf 428.900 t zurück, meldet die Kammer der Stahlproduzenten. Doch die Produktion von warmgewalzten Produkten lag um 2,6% über dem Vorjahr, und die von kaltgewalzten sogar um 13,8%.

			***

			Der Rindfleischkonsum pro Kopf der Bevölkerung lag im April mit 60,7 kg um 8,3% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband der Fleischwirtschaft CICCRA. Der Konsum liegt immer noch weit unter den 69,3 kg, die 2009 erreicht wurden. Die Fleischproduktion stieg im April im interanuellen Vergleich um 21,1% auf 237.000 t. Dabei hält sich die Schlachtung von Kühlen anormal hoch. In vier Monaten 2013 lag der Anteil an den Gesamtschlachtungen bei 42,3%, gegen 39,5% im Vorjahr. Das deutet darauf hin, dass der Aufbau des Rinderbestandes aufgehört hat, oder bestenfalls sehr gering geworden ist.

			***

			

			Im April wurden 26,8% mehr gebrauchte Kfz verkauft als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Agenturenkammer CCA (Cámara del Comercio Automotor). In den ersten vier Monaten waren es 568.386 Einheiten, nur 2,83% mehr als im Vorjahr. Der Sprung im April hängt mit dem hohen Verkauf von neuen Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern zusammen, der durch den Einsatz von Dollarguthaben angeregt wurde, die zum Schwarzkurs verkauft wurden. Offensichtlich hat dies auch bei Gebrauchtwagen stattgefunden.

			***

			Die Börse von Buenos Aires hat am Freitag der Vorwoche die Kotierung der Aktien von Edenor aufgehoben, weil die Bilanz ein negatives Nettovermögen von $ 92 Mio. ausweist, bei einem Verlust von $ 378 im 1. Quartal 2013 und einem kumulierten Verlust von $ 1,57 Mrd. Theoretisch müsste Edenor gemäss Handelsgesetzbuch aufgelöst werden. Doch das Energiesekretariat hat jetzt dem Unternehmen eine rückwirkende Tariferhöhung (ab 2. Quartal 2007) zugestanden, die $ 2,24 Mrd. ergibt, wobei dieser Betrag mit Schulden gegenüber dem Schatzamt und dem Betreiber des Grossistenmarktes CAMMESA (das den Strom liefert, den Edenor vertreibt) verrechnet wird. Es handel sich somit um eine Subvention für den Ausgleich der Tarife. Auf diese Weise kann Edenor den Verlust buchmässig ausgleichen und einen Gewinn ausweisen, auch wenn dieser nicht verteilt wird. Das gleiche System gilt auch für Edesur. 

			***

			Die Weintraubenernte betrug dieses Jahr im ganzen Land 28,51 Mio. Zentner, 28% mehr als im Vorjahr, teilt das nationale Weininstitut mit. Davon entfallen 69% auf Mendoza, 24,9% auf San Juan und die restlichen 6,1% auf La Rioja, Catamarca, Salta, Rio Negro und Neuquén. 2012 wurde die Traubenproduktion durch ungünstige klimatische Verhältnisse beeinträchtigt, und 2013 kehrte die Normalität zurück. Abgesehen von der Mengenzunahme besteht eine kontinuierliche Qualitätsverbesserung, durch Übergang von der lokalen Traubenarten auf die französischen (vornehmlich Malbec) und auch durch Erweiterung des Anbaus in höheren Gegenden, wo eine bessere Qualität erreicht wird. 

			***

			YPF bringt neue Schuldverschreibungen über $ 3,5 Mrd. (oder ihr entsprechender Gegenwert in anderen Währungen) heraus, im Rahmen seines globalen Programmes. Während der letzten Direktoriumssitzung, in dessen Verlauf die neue Serie von Schuldverschriebungen entschieden wurde, ist auch über den Stand der Klage von Repsol gegen YPF gesprochen worden. In diesem Zusammenhang wurden die Beschuldigungen des ehemaligen spanischen Besitzers “kategorisch zurückgewiesen” und unterstrichen, “dass YPF seine Interessen energisch vertreten wird”. Solange die Leitung von YPF, und wohl eigentlich CFK selber, keinen Verhandlungswillen zeigt, wird die Mitwirkung internationaler Erdölunternehmen an der Ausbeutung des Schiefergaslagers “Vaca muerta” gehemmt.

			***

			Der Senat wies zwei Klagen von Rentnern gegen ANSeS-Generaldirektor Diego Bossio zurück. Sie hätten ihn vor einem Jahr wegen Veruntreuung öffentlicher Gelder verklagt und einen politischen Prozess gefordert. Konkret wurden der aktuelle Präsident der Behörde Diego Bossio, und sein Vorgänger, der gegenwärtige Vizepräsident Amado Boudou, beschuldigt, Gelder, die den Rentner gehörten, für fremde Zwecken wie die Finanzierung der Fussballübertragungen im Fernsehen zu verwenden. Die Mittel der ANSeS werden indessen für allerlei Zwecke eingesetzt (besonders Finanzierung des staatlichen Defizites), die nichts mit den spezifischen Aufgaben der ANSeS zu tun haben. Wie weit dies jedoch illegal ist, ist nicht klar, da die Verwendung der ANSeS-Mittel sehr allgemein bestimmt ist. 

			***

			Als Ergebnis einer Verhandlung zwischen Präsident Nicolás Maduro und dem Gouverneur der Provinz Entre Ríos, Sergio Urribarri, kauft Venezuela 80.000 t Reis aus dieser Provinz. Zwar wurden keine Einzelheiten über den Preis bekannt aber, wie es hiess, erhalten die Produzenten angeblich einen rentablen Preis für ihren Reis.

			***

			Der Verkauf von Baumaterialien hat sich im vergangenen Monat kräftig erholt. Der Index Construya, der auf Grund der Lieferungen der grössten Unternehmen auf diesem Gebiet aufgestellt wird, weist für den April eine innerjährliche Zunahme von 13,7% aus. Somit konnte der innerjährliche Rückgang vom Vormonat März (-5,9%) ausgeglichen werden. Der Index weist eine Zunahme für die ersten vier Monaten von 3,2% aus. 

			***

			Bei der Wechselausschreibung vom Dienstag erhielt die ZB Offerten für $ 2,41 Mrd, die gesamthaft angenommen wurden. In der Woche verfielen Wechsel für $ 4,47 Mrd., so dass eine monetäre Expansion von $ 2,26 Mrd. stattfand. Die Zinsen für Lebac lagen, je nach Laufzeit, zwischen 15,44% und 17,38%. Es fällt auf, dass die Zinsen für langfristige Wechsel (auf 483 Tage) relativ niedrig und nicht viel höher als bei Wechseln auf 120 Tage sind.

			***

			Der Konzern “Grupo Clarín”, der die gleichnamige Zeitung herausgibt, das Kabelfernsehsystem Cablevisión betreibt und insgesamt um die 80 Unternehmen umfasst, weist im 1. Quartal 2013 einen Gewinn von $ 95,9 Mio. aus, 53% unter dem Vorjahr. Der Rückgang erklärt sich an erster Stelle durch den Ausfall der Werbung der Supermärkte, den Binnenhandelssekretär Moreno angeordnet hat, dann auch auf die Tatsache, dass der Staat Clarín und den Medien der Gruppe keine Werbung vergibt. Dennoch stieg der Gesamtumsatz auf $ 3,04 Mrd., 22,4% über der gleichen Vorjahresperiode. Bei der letzten Generalversammlung haben die staalichen Vertreter (Der Staat hält über die ANSeS 9% des Kapitals der Gruppe) den niedrigen Gewinn des Jahres 2012 beanstandet, den jedoch der Staat selber verursacht hat.

			***

			Die Zeitung Clarín berichtet (15.5.13), dass die Stadtverwaltung von Buenos Aires 105 Waggons für die U-Bahnstrecke “A” von der chinesischen CITIC für u$s 1,74 Mio. pro Waggons bestellt habe. Letztes Jahr hatte der Nationalstaat, als er noch für U-Bahnen zuständig war, von der gleichen chinesischen Firma 45 Waggons für u$s 2,48 Mio. pro Waggons gekauft. Der Preisunterschied ist gewaltig und wirft einen dunklen Schatten auf Innen- und Transportminister Florencio Randazzo. Die Stadt erhielt ausserdem eine Finanzierung für 85% des Kaufbetrages durch die chinesische Eximbank.

			***

			Die Stadt Buenos Aires hat Titel für $ 1,32 Mrd. untergebracht, um den Kauf von 120 neuen Waggons für die U-Bahnlinie A zu finanzieren. Es handelt sich um Titel in Pesos, mit einem Zinssatz von 3,98%, die jedoch gemäss dem offiziellen Dollarkurs wertberichtigt werden. Das wird im Finanzjargon als “dollar-linked” bezeichnet. Die Anleger spekulieren dabei mit einem Kurssprung, der die Stadtverwaltung teuer zu stehen käme. Diese Waggons stammen von der brasialinischen Filiale der französischen Alsthom, und sollten ursprünglich von der brasilianischen BANDES finanziert werden, was die Nationalregierung nicht genehmigte. Hingegen hat die ZB dem Dollarkauf zugestimmt, der für die Zahlung notwendig ist. Es ist unbegreiflich, dass ein Devisenkredit nicht genehmigt wurde, ein lokaler Kredit, der in Devisen umwandelt wird und die Zahlungsbilanz unmittelbar belastet, hingegen zugelassen wird. Die Stadtverwaltung hat ausserdem 18 gebrauchte Waggons von der japanischen Marubeni für die U-Bahnlinie C für u$s 560.000 pro Waggon gekauft.  

			***

			Die Preiseinfrierung bei den Supermärkten wurde vorzeitig aufgehoben. Ab letzten Mittwoch wurden Peiserhöhungen zugelassen. Die Einfrierung galt zunächst für Februar und März, und wurde dann für zwei weitere Monate (April und Mai) verlängert. Binnenhandelssekretär Moreno hat jetzt mit den Supermarktketten vereinbart, dass sie 500 Produkte billig anbieten und deren Preise einfrieren. 

			***

			Das offizielle Kreditprogramm Pro.Cre.Ar. weist um die 20.000 Wohnungsbauten auf, für die insgesamt $ 5,3 Mrd. bereitgestellt worden sind, gab ANSeS-Generaldirektor Diego Bossio bekannt. 78% der Empfänger dieser Wohnungskredite arbeitet im Abhängigkeitsverhältnis, und 28% sind Selbstständige. Das Monatseinkommen liegt bei 42% der Kreditempfänger zwischen $ 5.000 und $ 10.000, bei 25% unter $ 5.000 und bei weiteren 25% zwischen $ 10.000 und $ 15.000. Der Gesamtdurchschnitt beträgt $ 8.386, und die Hypothekenquote liegt bei $ 2.475. Bisher wurden nur Kredite an Inhaber von Grundstücken erteilt. Doch jetzt wurden 24.129 weitere Wohnungen auf staatlichen Grundstücken ausgeschrieben, für insgesamt $ 9,1 Mio. 

			***

			Der Sonderfonds der ANSeS stieg seit der Übernahme von den privaten Rentenfonds (AFJP) von $ 98,08 Mrd. im Dezember 2008 um 186% auf $ 289,57 Mrd. im April 2013, berichtet ANSeS-Direktor Bossio. Ab Dezember 2012 sei der Fonds um 14,6% gestiegen. Das Aktienportefeuille ist seit der Übernahme unverändert geblieben. Mit dem Fonds werde jetzt auch das Programm Pro.Cre.Ar finanziert.

			***

			Der Gouverneur von Mendoza, Francisco Perez, erklärte, die Provinz habe die grössten Kaliumreserven der Welt. Für die Ausbeutung des Lagers, das die brasilianische Vale aufgegeben hat, hätten zwei chinesische Unternehmen, ein indisches, ein kanadisches und ein russisches, Interesse gezeigt. Eventuell könnten auch lokale Unternehmer im Rahmen eines gemischten Unternehmens mitwirken. Die Frage, die sich stellt, besteht darin, wie ein Vorhaben, das für Vale nicht wirtschaftlich war (vornehmlich wegen des zurückgebliebenen Wechselkurses), für andere interessant sein kann.

			***

			Wie am Dienstag von Miguel Galuccio, dem CEO von YPF und Ali Moshuiri, dem Präsidenten für Lateinamerika und Afrika des US-Erdölkonzerns Chevron gemeinsam angekündigt wurde, könnte im kommenden Juli die Kooperationsvereinbarung für die Ausbeutung des Schiefergaslagers Vaca Muerta unterschrieben werden. Demnach würde YPF 50% seiner Rechte über die Gebiete von Loma de la Lata Norte und Loma Campana an Chevron abtreten. Chevron wäre bereit, u$s 1,5 Mrd. zu investieren und die Technologie für die Ausbeutung des Lagers beizutragen. Was jetzt unterzeichnet wurde ist ein Absichtsabkommen, das u.a. an die Aufhebung der Beschlagnahme der Güter von Chevron in Argentinien gebunden ist, die ein Richter als Folge eines Prozesses in Ecuador unrechtmässig verfügt hat. Die effektive Ausbeutung der zugeteilten Lager erfordert laut Expertenschätzungen um die u$s 15 Mrd. 

			***

			Die ausländischen Direktinvestitionen in Lateinamerika und der Karibik haben im vergangenen Jahr mit u$s 173,4 Mrd. einen Rekord erreicht. Damit stiegen die Investitionen in die Region gegenüber 2011 um 6,7%, wie die UN-Wirtschaftskommission für Lateinamerika und die Karibik (Cepal) am Dienstag in Santiago de Chile mitteilte. Brasilien zieht weiterhin mit u$s 66,66 Mrd. am meisten Kapital in der Region an. Allerdings gingen die Direktinvestitionen 2012 im Vergleich zum Vorjahr um 2% zurück. Chile legte um 32% deutlich auf u$s 30,3 Mrd. zu und ist damit das zweitwichtigste Ziel ausländischer Direktinvestitionen in der Region. Nach Argentinien flossen im vergangenen Jahr u$s 12,5 Mrd. aus dem Ausland, ein Zuwachs um 27%, der sich haupsächlich dadurch erklärt, dass die im Land ansässigen Auslandsfirmen ihre Gewinne nicht an ihre Heimatländer überweisen durften. Peru konnte 2012 den deutlichsten Sprung verzeichnen. Von einem Jahr zum nächsten wuchsen die Auslandsinvestionen um 49% von u$s 8,23 Mrd. auf u$s 12,24 Mrd. In Uruguay konnte u$s 2,71 Mrd. an Auslandsgeldern ins Land ziehen.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, den die Opposition im Parlament als Durchschnitt verschiedener privater Erhebungen berechnet, ergab für April eine Zunahme von 1,52% und in 12 Monaten von 23,67%. Zum ersten Mal nach zwei Jahren zeigten sich die Abgeordneten in Begleitung einiger Unternehmensberatern, dessen Firmen von der Regierung zensiert und finanziell bestraft wurden. Vor Gericht erhielten die Unternehmensberater Recht, aber die Prozesse sind noch nicht endgültig vom Tisch. Deshalb soll dieser Index auch in Zukunft von Abgeordneten an die Öffentlichkeit herangetragen werden.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, den das Statistische Amt (INDEC) berechnet, weist im April eine Zunahme von 0,7% aus, und in 12 Monaten eine von 10,5%. Diese Zunahme liegt unter der Hälfte der von privaten Consulting-Firmen ermittelten. Der Index der Grossistenpreise verzeichnet im April eine Zunahme von 0,9% und in einem Jahr eine von 12,9%. Der Index der Baukosten stieg im April um 0,6% und in 12 Monaten um 14,9%. Gemäss den INDEC-Berechnungen benötigte ein Ehepaar mit zwei Kindern im April nur $ 726, um den Grundbedarf an Nahrungsmitteln zu befriedigen, und $ 1.655 um sämtliche unerlässliche Güter zu kaufen. Diese wirklichkeitsfremden Zahlen regen jedoch Binnenhandelssekretär Moreno nicht auf, und werden von ihm und der Regierung ernst genommen. 

			***

			Die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner hat für April ein interanuelles Wirtschaftswachstum von 3,2% und gegenüber März eine Abnahme von 0,4% ermittelt, womit die ersten vier Monate 20313 um 1,2% über dem Vorjahr liegen. Der Bericht weist auf die Wirkung der höheren diesjährigen Ernte von Sojabohne und Mais hin, auf die gestiegen Kfz-Produktion und auf eine höheren Wertschöpfung des finanziellen Bereiches. 

			***

			Die Bankangestellten erreichten schliesslich eine allgemeine Gehaltserhöhung von 24% für das ganze Jahr 2013, bei einem Mindestgehalt von $ 8.953. Doch ausserdem erhalten sie eine Vergütung für das 1. Quartal 2013 von $ 1.240, plus $ 3.500 für den “Tag des Bankangestellten”´der am 6. November gefeiert wird. Wenn man alle Zusätze addiert, beträgt die Zunahme 29%. Das durchschnittliche Gehalt der Bankangestellten beträgt jetzt $ 16.000, gegen $ 13.500 2012. Die Angestellten der staatlichen Banken haben einen höheres Grundgehalt als die der privaten Banken, aber letztere haben höhere Leistungszulagen u.a. Vergütungen.

			***

			Die Präsidentin Cristina Kirchner hat am Mittwoch Vertreter von sechs Gewerkschaften, mit insgesamt 2 Mio. Arbeitnehmern, in einer Zusammenkunft verpflichtet, dass die Lohnerhöhungen höchstens 24% betragen. Ausser den Bankangestellten betrifft dies Metallarbeiter, Handelsangestellte, Staatsbeamte, Personal von Stockwerkswohnungen und Personal des Wasserversorgers AYSA. Hugo Moyano, der die Gewerkschaft der Lastwagenfahrer leitet und Generalsekretär der Gewerkschaftszentrale CGT ist, war nicht dabei. Er besteht auf seiner Forderung von 30%. In mehreren Fällen wurden daraufhin Erhöhungen in zwei Stufen verfügt. Bei den Metallarbeitern 17% ab April und weitere 7% ab Juni, bei den Handelsangestellten 14% ab Mai und 10% im November, bei den Staatsangestellten 12% ab Juni und 12% ab August. Beim Wasserversorger AYSA betrug die Zulage 30%, aber bei einem Abkommen für 30 Monate, wobei 18% auf Mai entfallen, 5% auf November und 7% auf Mai 2014. Meistens kommen jedoch noch Sonderzahlungen hinzu.

			***

			Die Deputierten der radikalen Partei (UCR) denen sich auch zahlreiche andere Oppositionsvertreter anschlossen, erklärten am Mittwoch, dass sie das Weisswaschunsgesetz ausser Kraft setzen werden, wenn sie ab 10. Dezember eine parlamentarische Mehrheit erhalten, die aus den Oktoberwahlen hervorgeht. Es ist wahrscheinlich, dass die Regierungspartei die absolute Mehrheit in beiden Kammern verliert. Ausserdem wiesen die Deputierten darauf hin, dass sie vor Gericht gegen diejenigen vorgehen werden, die sich dieser Vermögenslegalisierung anschliessen. Dies ist indessen fragwürdig, weil das Gesetz in Kraft war und die Weisswaschungen, die stattgefunden haben, eine legale Grundlage haben. Dennoch wirkt die Drohung abschreckend. Wie weit sich jedoch Drogenhändler u.a. Verbrecher von der Drohung beeindrucken lassen, sei dahingestellt.

			***

			Die Regierung hat am Mittwoch vier EU-Staaten (Frankreich, Belgien, Italien und Polen) vor der Welthandelsorganisation verklagt, weil sie den Importe von argentinischem Biodieselöl mit wenig klaren Regeln (die in jedem Land unterschiedlich sind, obwohl sie alle zur EU gehören) behindern. 2012 exportierte Argentinien Biokraftstoffe für ca. u$s 2 Mrd., von denen 90% nach Europa geliefert wurde. Doch in den ersten Monaten dieses Jahres fand eine starke Abnahme statt, von etwa 150.000 t pro Monat auf nur 30.000 t. Im Februar hat die EU Argentinien wegen Dumping verklagt, was sich auf den Umstand bezieht, dass der Exportzoll für Biodieselöl niedriger als für Sojabohne und auch für Sojaöl ist.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Mexikos Automobilproduktion stieg im April innerjährlich um 16% und erreichte mit 238.766 Fahrzeugen einen neuen Rekord für diesen Monat, teilte der Verband Amia mit.

			***

			Der brasilianische Industriesektor befindet sich in einer Krise. In einer Untersuchung des britischen Marktforschungsinstituts Economist Intelligence Unit EIU) zur industriellen Entwicklung im Jahr 2012 belegte Brasilien unter den insgesamt 25 Entwicklungsländern und wichtigsten Volkswirtschaften Lateinamerikas den letzen Platz. Im vergangenen Jahr war es in Brasilien zu einem Rückgang der Industrieproduktion von 2,6% gekommen – noch vor dem krisengeschüttelten Ägypten mit einem Minus von 1,9%. Laut den Zahlen des EIU befindet sich Brasilien damit in einem längerfristigen Abwärtstrend. Bereits 2011 gehörte Brasilien zu den drei Ländern mit der schlechtesten Entwicklung des Industriesektors. (Brasil News)

			***

			Trotz einer Verschlechterung der wirtschaftlichen Bedingungen bleibt China fest entschlossen, in Brasilien, insbesondere im Bereich dr Industrie, grosse Investitionen zu treffen. Dies kündigte Chinas Botschafter in Brasilia, Li Jinzhang an. Chinesische Investitio-nen wuchsen gewaltig: von u$s 200 Mio. im Jahr 2009, stiegen sie 2012 auf u$s 21 Mrd. 

			***

			Die brasilianische Petrobras hat Schuldscheine für u$s 11 Mrd untergebracht, mit Verfall zwischen 3 und 30 Jahren und Zinssätzen von 2,14% bis 5,76%. Die Offerten erreichen u$s 45 Mrd.

			***

			Präsidentin Dilma Rouseff erklärte, in Brasilien seien 1.600 deutsche Unternehmen tätig, die zwischen 8% und 12% des BIP beitrügen. Andererseits seien 50 brasilianische Unternehmen in Deutschland tätig. Der bilaterale Handel habe sich in zehn Jahren verdreifacht und 2012 u$s 21 Mrd. erreicht.

			***

			Bei der ersten Versteigerung von Förderungsrechten für Erdöl und Erogas nach fünf Jahren, erhielt die Regierung in Brasilia Rekordwerte. Eine Gruppe unter Führung der französischen Total, gemeinsam mit der britischen BP und der brasilianischen Petrobras zahlte u$s 172 Mio. für einen Block. Die Regierung konnte bei dieser Versteigerung u$s 1,43 Mrd. einholen, weit über den u$s 1,04 Mrd., die im Jahr 2006 eingeommen wurden.

			***

			Nach Ansicht von Carlos Langoni, dem ehemaligen Zentralbankpräsidenten von Brasilien und jetziger Direktor des Zentrums für Weltwirtschaft von der Stiftung Getulio Vargas, muss Brasilien aktuell drei Paradoxon unter Kontrolle bringen. Einerseits muss die Zentralbank entscheiden, ob sie dem Inflationskampf oder eine zu grosse Aufwertung des Reais dem Vorrang gibt. Longoni meint, dass der Kampf gegen die Preisspirale wichtiger ist. “Die Inflation sei zu hoch, selbst für Brasilien”, sagt er. Die zweite Paradoxe ist, dass Brasilien immer noch grosse Mengen an ausländischem Kapital erhält, und dass die Märkte weiterhin bereit seien, dem Land zu niedrigen Zinsraten Geld auszuleihen. Das dritte Paradoxon ist, dass trotz einer Verlangsamung der Wirtschaft, die Arbeitslosigkeit nicht nennenswert gestiegen ist.

			***

			Der Wirtschaftler und Energieexperte Alieto Guadagni (der u.a. auch Energiesekretär war) weist in einem Artikel in der Zeitung Clarín auf die expansive Entwicklung der Erdöl- und Gaswirtschaft in Lateinamerika hin, wobei Argentinien die Ausnahme ist. In einem Jahrzehnt habe die Erdölproduktion in Peru um 76% zugenommen, in Kolumbien um 58%, in Brasilien um 44%, und in Ecuador um 31%. Die Gasförderung stieg in Peru auf das sechsfache, in Kolumbien um 56%, in Brasilien um 49%, in Bolivien um 57%, in Venezuela um 27% und in Mexiko um 22%. Die Erdölreserven haben sich in ganz Lateinamerika in diesem Jahrzehnt verdreifacht, und die Gasreserven stiegen in Kolumbien um 100% und in Brasilien um 150%. In Argentinien hingegen nahm die Erdölproduktion in der gleichen Periode um ein Drittel ab, und die Gasförderung um 20%. Die Reserven sind noch stärker gefallen.

			***

			

			Geschäftsnachrichten

			Gesell Group

			Diese Baugesellschaft investiert u$s 40 Mio. für die Entwicklung diverser sechs- und zwölfstöckiger Wohnappartments und ein Hotel am touristischen Badeort von Villa Gesell. 

			Trapiche

			Diese Weinkellerei eröffnete eigene Vertretungen in den USA, Mexiko und in Shanghai, China.”Auch wenn wir wissen, dass der chinesische Markt nicht einfach ist, so empfinden wir diesen Schritt als eine grosse Herausforderung für unsere Marke”, sagte der Aussenhandelsdirektor von Trapiche, Pablo Ghiorzi.

			Amazonas

			Diese brasilianische Gruppe investiert $ 45 Mio. und errichtet in der Gemeinde Las Flores, in der Provinz Buenos Aires, eine Fabrik für die Herstellung von Kautschukteile, thermoplastische Klebstoffe sowie Polyamide auf der Basis von Wasser, alles für die Schuhindustrie. Der geschätzte Jahresumsatz soll bei $ 30 Mio. liegen.

			SanCor

			Diese Molkerei mit Hauptsitz in Sunchales, in der Provinz Santa Fe, baut ein neues Werk für die Pasteurisierung und Behandlung von Milch, um den chinesischen Markt mit 1,5 Mio. Kindermilch zu beliefern. Der Exportvertrag wurde schon vom Geschäftsführer Oscar Carreras abgeschlossen. Ein neues Packaging wurde ebenfalls für dieses Produkt in chinesischer Schrift entwickelt.

			Molinos Rio de la Plata

			Dieses Grossunternehmen der Lebensmittelindustrie, das die Familie Perez Companc kontrolliert, führt dieses Jahr ein Investitionsprogramm von ca. $ 300 Mio. durch. Bei der Tochtergesellschaft Renova soll in Timbúes, Provinz Santa Fé, eine Anlage zur Verarbeitung von Sojabohne in Betrieb genommen werden. Bei den einzelnen Markenprodukten, Granja del Sol, Luchetti und Matarazzo werden komplementäre Investitionen zwecks Produktivitätserhöhung vorgenommen. $ 75 Mio. werden im Werk für die Produkte Exquisita, im Vororot Esteban Eecheverría, investiert. Die Finanzierung erfolgt hauptsächlich über die Ausgabe von Obligationen für $ 100 Mio. in Dollar und $ 80 Mio. in Pesos, wobei schon Obligationen für $ 200 Mio. untergebracht worden sind.

			Exolgan

			Dieser Betreiber eines Teils des Hafens von Buenos Aires hat am 1. März einen neuen Produktivitätsrekord erreicht, mit 101 Containern pro Stunde. Exolgan führt einen ehrgeizigen Investitionsplan voran. Letzte Woche wurde der neunte Krahn in Betrieb genommen. Es handelt sich um eine deutsche post-panamax Liebherr PI170L-Super, mit einem Arm von 58 Metern und einer Ladefähigkeit von 62,5 Tonnen. Ausserdem wurden schon 360 Meter eines neuen Hafendamms für grosse Schiffe (super post Panamax) gebaut. Die Firma bewältigt gegenwärtig ein Drittel des Containerumschlages am Hafen von Buenos Aires. Exolgan wurde 2005 von PSA (Port of Singapur) und dem internationalen Infrastrukturfonds GIP übernommen. PSA ist der weltweit grösste Betreiber von Hafenanlagen für Container, mit 29 in 17 Ländern.
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			Der grundsätzliche Widerspruch 
der Kirchner-Wirtschaftspolitik

			Die Weisswaschung hat beiläufig auch den Eindruck bestätigt, dass die Wirtschaftspolitik von Leuten gestaltet wird, die dabei überfordert sind. Bei der Vorstellung der Massnahmen traten fünf Mitglieder des Wirtschaftsteams zusammen auf, um dies der Öffentlichkeit im Fernsehen zu erklären, und dann noch einmal vor der zuständigen Senatskommission. Anwesend waren beide Male Wirtschaftsminister Hernán Lorenzino, die Staatssekretäre Axel Kiciloff und Guillermo Moreno, ZB-Präsidentin Mercedes Marcó del Pont und AFIP-Direktor Ricardo Echegaray. Nicht dabei waren Schatzsekretär Juan Carlos Pezoa und Finanzsekretär Adrián Cosentino, die das Thema direkt betrifft. Echegaray hingegen ist für die Verwaltung des Steuer- und Zollsystems verantwortlich, nicht aber für die politischen Entscheidungen, wie es die Vermögenslgalisierung ist. Der Hauptsprecher war Moreno, der als Binnenhandelssekretär gewiss nicht für das Thema Weisswaschung zuständig ist, jedoch hier wie der wirkliche Wirtschaftsminister aufgetreten ist. Er hat einen immensen Stuss verzapft, und dabei auch eingehend erklärt wie ein Metzger den Preis für bestimmte Schnitte festsetzt, ist jedoch den Fragen von Oppositionsparlamentariern ausgewichen, besonders über den INDEC-Preisindex. Diese fünf Beamten haben einen jämmerlichen Eindruck hinterlassen. Unternehmer waren entsetzt.

			Wirklich ein merkwürdiger Zustand: ein Wirtschaftsminister der im Wesen keiner ist, ein Binnenhandelssekretär und ein Vizeminister, die offen seine Rolle übernehmen, aber sich untereinander nicht einig sind, u.a. andere hohe Beamte, die auch mitmischen und dabei nur Verwirrung verursachen. Die Unternehmerschaft meint weitgehend, dass es notwendig sei, einen echten Wirtschaftsminister zu haben. Das ist jedoch unter Cristina Kirchner nicht möglich. Sie erzählte unlängst, ihr verstorbener Gatte Néstor Kirchner hätte ihr vor seinem Amtsantritt schon gesagt, dass er selber sein Wirtschaftsminister sein werde, was er dann auch weitgehend war, besonders nachdem er Roberto Lavagna 2006 rausgeschmissen hat. Sie äusserte beilaufig ein tiefes Misstrauen gegenüber Fachwirtschaftlern. Ihre Erläuterung bedeutet im Klartext, dass sie allein die Wirtschaftspolitik leitet, was ohnehin schon bekannt war. Dabei ist sie jedoch sichtbar überfordert. Ausserdem gibt es dann keinen Wirtschaftsminister, den man ersetzen kann, wenn er sich nicht bewährt hat, wie es jetzt immer sichtbarer wird. CFK selber müsste gehen, und das stellt ein ganz anderes Problem.

			Gewiss haben die Beamten, die die Wirtschaftspolitik gestalten,  Fehler begangen, und es bestehen Zweifel über ihre Fähigkeit. Der angesehene Ökonom Miguel Angel Broda sprach in dieser Beziehung von (ärztlicher) Pfuscherei („mala praxis”). Doch im Grunde liegt das Problem nicht so sehr bei den Beamten, die für die einzelnen Bereiche der Wirtschaftsführung zuständig sind, wie beim stark interventionistischen und staatswirtschaftlichen Konzept der Wirtschaftspolitik, das markwirtschaftliche Lösungen ausschliesst, überall Verzerrungen hervorruft, allerlei negative Folgen hat, und schwer zu verwalten ist. Die Auffassung, dass der Wille und die feste Entscheidung genügen, um die wirtschaftiche Wirklichkeit zu beugen und Wachstum mit sozialem Einschluss herbeizuführen, wie es CFK ständig wiederholt, ist einfach wirklichkeitsfremd. Zwei plus zwei sind eben vier und nicht sechs, auch wenn man sich noch so sehr anstrengt, um dieses Ergebnis herbeizuführen.

			Grundsätzlich besteht ein Widerspruch, über den sich die Regierung nicht bewusst ist. Auf der einen Seite beruht die Wirtschaft nach wie vor auf einer marktwirtschaftlichen Grundlage, was als Kapitalismus bezeichnet wird, und CFK begrüsst private unternehmerische Initiativen und Investitionen, die sie, eine nach der anderen, über das Fernsehen erläutert. Doch auf der anderen Seite beschreitet die Regierung den Weg der zunehmenden Staatswirtschaft, der letztlich einem kommunistischen Konzept entspricht. Doch Kapitalismus und Kommunismus lassen sich nicht mischen. Sie sind unvereinbar.

			Die Kirchner-Regierung haben schon zahlreiche privatisierte Unternehmen rückverstaatlicht: Aguas Argentinas, heute AYSA, die Post, Aerolineas Argentinas, YPF, mehrere Eisenbahnbetreiber u.a. Ausserdem haben sie neue Staatsunternehmen geschaffen, an erster Stelle das Energieunternehmen Enarsa (das überhaupt keinen Sinn hat, aber die Staatskasse schwer belastet), dann auch das Satellitenunternehmen AR-Sat, und auch andere. Ausserdem hat der Staat Beteiligungen an vielen grossen Gesellschaften, was ihm direkten Einfluss verleiht. In anderen Fällen, besonders bei den Unternehmen der Stromwirtschaft und den Gasverteilern, verursacht die Regierung ihnen zunehmende Verluste und treibt sie in die Zahlungsunfähigkeit. Von da zur Verstaatlichung besteht nur ein kleiner Schritt. Bei Metrogas wurde er schon vorgenommen, indem die vorher schon verstaatlichte YPF unlängst das Kontrollpaket von British Gas zu einem Schleuderpreis übernommen hat. Allgemein wurde den Inhabern der Unternehmen dabei nichts gezahlt. Es wird auch nicht verhandelt, um Entschädigungen festzusetzen. 

			In der Vorwoche wurde von den Deputierten Carlos Kunkel und Diana Conti (die Entscheidungen von CFK befolgen) ein Gesetzesprojekt vorgelegt, das die Enteignung von privaten Aktien bei der Zeitungspapierfabrik „Papel Prensa” verfügt, so dass der Staat die Mehrheit hat. Das Projekt ist verfassungswidrig und hat wirtschaftlich überhaupt keine vernünftige Begründung. Es geht hier nur darum, die Zeitungen über die Papierversorgung zu kontrollieren. Man frägt sich jetzt in Unternehmerkreisen, wer wohl der Nächste ist. Der Verstaatlichungsprozess schreitet voran, wobei das Privateigentum an Unternehmen nicht anerkannt wird. In der Sowjetunion und in Kuba geschah dies auf einmal, als Bestandteil der Revolution; hier wird schrittweise vorgegangen, mit fadenscheinigen Begründungen, die jedem Fall angepasst werden, so dass die Gesellschaft nicht merkt, um was es eigentlich geht. Die Richtung steht auf alle Fälle eindeutig fest. Hier sei an die Geschichte mit dem Frosch erinnert, der in einen Topf mit siedendem Wasser geworfen wird, und sofort rausspringt; aber wenn das Wasser kalt ist und nachher bis zum Siedepunkt erwärmt wird, bleibt er drinnen und stirbt. 

			Ebenfalls werden Schulden gegenüber ausländischen Gläubigern nicht anerkannt und auch nicht bezahlt, auch wenn Gerichtsurteile vorliegen. Das Eigentumsrecht, die Grundsäule der Marktwirtschaft, wird prinzipiell zunehmend stark beschränkt. Der Staat hält viele Verträge nicht ein, beginnend mit Konzessionsverträgen aus den 90er Jahren, betrügt die Inhaber von Staatsbonds in Pesos mit einer grob verfälschten Wertberichtigung, und verletzt die Rechtsordnung am laufenden Band. Auch das gehört zur systematischen Zerstörung des bestehenden Wirtschaftssystems. Und wenn jetzt noch die Justiz durch die Regierung (also durch CFK) beherrscht wird, dann gibt es keine Grenzen für die Rechtsbeugung.  

			Die Regierung hat von den Montonero-Terroristen (denen viele ihrer Mitglieder in den 70er Jahren angehörten oder nahe standen) das Konzept des jugoslawischen Kommunismus übernommen, bei dem alle grossen und auch mittlere Unternehmen staatlich sind, kleine jedoch privat bleiben. Das hat zwar besser funktioniert als die totale Verstaatlichung in der Sowjetunion,  in Nordkorea und in Kuba, hat in der Praxis jedoch auch versagt. Staatsunternehmen sind prinzipiell unwirtschaftlich, und das kann nur in seltenen Ausnahmen anders sein. Der Zusammenbruch der Sowjetunion ist im Wesen auf das Versagen der Staatsunternehmen zurückzuführen. In Argentinien konnte die Stagflation der 80er Jahre (BIP-Rückgang von 10%, dreistellige Inflation mit Hyperinflation am Schluss) nur überwunden werden, weil Menem weitgehend privatisierte. Das haben die Kirchners und viele andere, auch Oppositionspolitiker, jedoch nicht begriffen. Es ist erstaunlich, wie viele Leute heute noch an den Kommunismus glauben und sich durch mildere Formen desselben und eine langsame Einführung täuschen lassen. 

			Wenn eine Marktwirtschaft durch einen fortschreitenden Kommunismus bedroht ist, dann funktioniert sie in wesentlichen Aspekten nicht. Der letztes Jahr ernannte YPF-Generaldirektor Galuccio ist ein fähiger und erfahrener Fachmann, der genau weiss, was getan werden muss. Aber das Ergebnis des ersten Jahres seit der staatlichen Übernahme von YPF, als er ernannt wurde, war gewiss unbefriedigend: Produktionsrückgang, weitergehender Verbrauch der Reserven und kein Fortschritt bei der Ausbeutung des Schiefergaslagers „Vaca muerta” in Neuquén. Hinzu kamen dann noch Streiks und ein grosser Brand bei der Raffinerie von Ensenada, bei La Plata, der die Produktion von Benzin und Dieselöl auf ein bis zwei Jahre beeinträchtigt. Galuccio braucht die Mitwirkung von internationalen Erdölfirmen, die die Technologie, die Fachleute und die Mittel für die Ausbeutung des Lagers „Vaca muerta” beitragen. Aber die möglichen Partner zaudern. Repsol knüpft die Mitarbeit an die Zahlung einer Entschädigung und Chevron an die Aufhebung einer Vermögensbeschlagnahme, die ein Richter unrechtmässig wegen einer Riesenforderung der Regierung von Ecuador gegen das Unternehmen verfügt hat. Inzwischen droht Repsol den Unternehmen, die sich an der Ausbeutung des Schiefergaslagers beteiligen, mit einem Prozess, da das Lager angeblich Repsol und nicht YPF gehört. Wie weit Repsol recht hat, sei dahingestellt; aber niemand will einen Prozess haben. Dieses Problem kann nur die Regierung, aber nicht Galuccio lösen.

			Wenn das Problem der Erdölwirtschaft nicht gelöst werden kann, dann ist auch bei der Zahlungsbilanz keine Lösung möglich, die mit Wachstum vereinbar ist. Es entstehen zunehmende Störungen, und gesamthaft ergibt sich dabei auch die selbsterfüllte Prophezeiung: wenn angenommen wird, dass ein böses Ende kommt, dann handeln alle (oder auf alle Fälle Viele) so, dass sie mit dazu beitragen, dass es so kommt. 
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			Gefährdete ZB-Reserven

			Argentinien braucht hohe Zentralbankreserven, als Sicherung gegen Zahlungsbilanzkrisen, und um eine stabile Kursentwicklung verwalten zu können. Doch dieser Zustand verführt die Regierungen periodisch dazu, die Reserven einzusetzen, um den Wechselkurs künstlich niedrig zu halten, als Mittel der Eindämmung der Inflation. Und genau dies ist jetzt wieder eingetreten. Wenn hohe Reserven schliesslich dazu dienen, eine unvermeidiche Abwertung hinauszuschieben, dann verfehlen sie ihren Zweck, wirken schädlich und werden schliesslich sinnlos aufgebraucht.

			Ebenfalls dienen hohe Reserven dazu, die Zahlungsfähigkeit des Landes zu sichern, was sich auf die Zinsen auswirken sollte, die der Staat und auch die Privatwirtschaft bei Auslandskrediten und Unterbringung von Wertpapieren im Ausland zahlt. Das Musterbeispiel in diesem Sinn ist Brasilien, das sehr hohe Währungsreserven hat, und jetzt Staatspapiere für u$s 50 Mio. auf 10 Jahre in Asien zu 2,75% untergebracht hat. Die argentinischen Reserven haben diesem Zweck jedoch nicht gedient, einmal wegen des Defaults von 2001, dann wegen der für Gläubiger ungünstigen Schuldenregelung von 2005 und dem nachfolgenden Betrug mit der gefälschten Wertberichtigung der Pesobonds, und schliesslich, weil die argentinische Regierung prinzipiell nicht zahlt, so dass Riesenforderungen beim Weltbankschiedsgericht ICSID bestehen, und den Lieferanten von Kapitalgütern, die informell im Pariser Klub vereint sind, an die u$s 10 Mrd. (Kapital und Zinsen) geschuldet werden. Hinzu kommen dann noch die Holdouts u.a.

			Der Einsatz der Reserven zur Schuldenzahlung

			Die Währungsreserven der ZB, zum grössten Teil in Dollar und Dollaranlagen, aber auch in Euros, anderen Währungen und Gold, liegen gegenwärtig unter u$s 40 Mrd. Und das ist bei einem Aussenhandelsvolumen (Import und Export) von ca. u$s 130 Mrd. nicht zu viel. Im Januar 2011 erreichten die Reserven den Rekordstand von u$s 52,62 Mrd. Von da an sind sie ständig gesunken.

			Im Jahr 2006 wurde der Einsatz der ZB-Reserven für die Zahlung einer Schuld von fast u$s 10 Mrd. an den Internationalen Währungsfonds eingesetzt. Das war eine Dummheit, da diese Schuld zu 5% verzinst wurde. Es wäre vorteilhafter gewesen, den Betrag für den vorzeitigen Kauf argentinischer Staatspapiere auf dem Markt einzusetzen, die weit unter pari zu haben waren und faktisch eine Rendite von über 10%, gelegentlich sogar über 15%, aufwiesen. Ausserdem hat sich die Regierung kurz danach eine Milliarde Dollar zu 15% vom Kirchner-Freund Chávez geliehen. Die Reserven stiegen jedoch nach der Zahlung an den IWF weiter, weil die Zahlungsbilanz damals einen Überschuss aufwies.

			Der Einsatz von Reserven für die Tilgung von Staatsschulden in Dollar ging dann weiter. 2010 waren es u$s 6,4 Mrd., 2011 u$s 9,5 Mrd., 2012 u$s 9,3 Mrd. Insgesamt macht dies u$s 25,2 Mrd. aus, zu denen 2013 noch u$s 2,33 Mrd. hinzukommen sollen. Im Haushaltgesetz ist jedoch vorgesehen, weitere u$s 7,97 Mrd. für Tilgung von Schulden gegenüber privaten Gläubigern einzusetzen, durch Ensatz des „Fonds für die argentinische Entschuldung”, der theoretisch mit frei verfügbaren Reserven gedeckt werden soll. Dieser Begriff bezog sich auf die Reserven, die laut Konverbilitätsgesetz vom Jahr 1991, das bis zum letzten Jahr in diesem Punkt in Kraft geblieben war, die Zwangsreserven überstiegen, also die Reserven, die die monetäre Basis (Banknoten in Händen des Publikums plus Depositen der Banken bei der ZB) überstiegen. Diese Regel wurde jedoch 2012 abgeschafft, so dass der Begriff der freien Reserven hinfällig wurde. Ausserdem stellen die Reserven jetzt zum offizielen Kurs kaum zwei Drittel der monetären Basis dar. Wenn die fälligen Schulden, wie es überall normal ist, mit Aufnahme neuer Schulden gedeckt worden wären, dann währen die Reserven jetzt wesentlich höher. 

			Als die Verwendung der ZB-Reserven für Schuldentilgung begann, sagte CFK, dass Argentinien dabei ein gutes Geschäft mache, da der Staat für Auslandsschulden viel höhere Zinsen zahle, als die ZB bei Anlage in ausländischen Staatspapieren (vornehmlich US-Schuldscheine, genannt „Treasuries”) erhalte. Das stimmt durchaus, hätte jedoch dazu führen sollen, die Titel vorzeitig auf dem Markt zu kaufen, wo sie billiger waren als bei Verfall (wenn der volle Nennwert gezahlt wird), was jedoch nicht geschah. Das wäre ausserdem ein gutes Signal für den internationalen Finanzmarkt gewesen. 

			Die mit ZB-Reserven gezahlten Schulden werden jeweils durch Schatzscheine ausgeglichen, die die ZB (und gelegentlich auch die ANSeS) hält. Diese Scheine lauten dann auf Pesos (oder auf Dollar, die dann gelegentlich lautlos in Pesos gewechselt werden) und entwerten sich somit mit der Zeit. Diese Schulden werden faktisch nie gezahlt, sondern regelmässig erneuert, bis sie dann gelegentlich gestrichen werden, sofern sie die Inflation nicht so stark verringert hat, dass sie mühelos voll gezahlt werden können. 

			Schuldenzahlung mit ZB-Reserven geht nicht mehr lange

			In kommenden Jahren müssen weiter Staatsschulden amortisiert werden. Normalerweise sollten neue Schulden aufgenommen werden, die die Amortisationen ausgleichen und noch etwas übrig lassen, sei es um ein Zahlungsbilanzdefizit auszugleichen oder um die ZB-Reserven zu erhöhen. Doch in Argentinien liegt der Fall jetzt anders. Der internationale Kapitalmarkt und der private Kreditmarkt sind für das Land gesperrt. Die Weltbank erteilt keine neuen Kredite mehr, aber die schon gewährten müssen amortisiert werden. Bei der Interamerikanischen Entwicklungsbank sind neue Kredite beschränkt, so dass eventuell auch hier die Amortisationen die Auszahlungen von Krediten übertreffen. Abgesehen davon müssen gelegentlich die ausstehenden Schulden gezahlt werden, an erster Stelle diejenigen, bei denen das ICSID Argentinien schon zu einer Zahlung verurteilt hat, dann auch die Schuld gegenüber dem Pariser Klub, und schliesslich auch die Schuld gegenüber den Holdouts, bei der bestenfalls ein Rabatt und eine Streckung der Zahlung erreicht werden kann.

			Zudem droht jetzt die Zahlungsbilanz in ein zunehmendes Ungleichgewicht zu geraten. Das ist einmal eine direkte Folge der Erdölpolitik, die zu hohen und zunehmenden Importen von Gas, Benzin u.a. Erdölprodukten führt. Aber abgesehen davon handelt es sich um eine Konsequenz des zurückgebliebenen Wechselkurses, der viele Exporte hemmt, und überhöhte Importe und Dienstleistungen, Auslandsreisen und Rückzahlung von Krediten anregt. Dann wirkt auch der „blaue” Kurs, der dazu führt, dass Deviseneinnahmen, besonders aus bestimmten Dienstleistungen, aber auch aus Exporten, auf diesen Markt ganz oder teilweise umgeleitet werden. Abgesehen davon kommt Kapital dann vorwiegend über den freien Markt, wobei die Kapitalflucht über den offiziellen (durch verschiedene Tricks, wie die Verwendung von Kreditkarten) weitergeht. G. Moreno versucht, die Zahlungsbilanz durch Verzögerung oder Verweigerung von Importgenehmigungen ins Gleichgewicht zu bringen, aber das wird immer schwieriger, weil dabei allerlei Störungen entstehen, vor allem bei produktiven Prozessen, denen dann Rohstoffe oder Halbfabrikate fehlen. Aber auch bei Automobilen, die fast alle aus Brasilien kommen, führt dies dazu, dass auch Brasilien den Kfz-Import aus Argentinien sperrt, so dass der kompensierte Austausch, der bisher reibungslos funktionierte, vernichtet wird, mit grossem Schaden für die argentinische Wirtschaft. 

			Gelegentlich wird die Regierung dann vor die Tatsache gestellt, dass die ZB-Reserven nicht mehr ausreichen, um den Fehlbetrag zu decken. Und dann kommt es zu einem grossen Knall, mit einer unkontrollierten Abwertung und/oder einem neuen Default. Hier muss man sich auch der Tatsache bewusst sein, dass die Reserven nicht voll verfügbar sind. Ein Teil besteht aus der Zwangsreserven der Dollardepositen bei Banken, die nicht der ZB sondern den Sparern gehören. Ein anderer Teil besteht aus Darlehen der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich und ein weiterer aus Dollar, die für Terminverkäufe verpflichtet sind. Über all dies erteilt die ZB keine Auskunft. Man weiss somit nicht, ob die echten Reserven schliesslich u$s 30 Mrd. oder u$s 20 Mrd. ausmachen. Auf alle Fälle reichen sie nicht aus, um eine Zahlungsbilanzkrise schmerzlos zu überwinden.

			Eine absurde Lage

			Diese Entwicklung sollte gewiss nicht sein. Bei einem angemessenen Wechselkurs, Zahlung von feststehenden Schulden und Verhandlung bei strittigen Fällen, würde das Land wieder Kredite der Weltbank und auch für Kapitalgüterlieferungen erhalten. Ausserdem würden auch direkte Investitionen kommen, die gegenwärtig in andere lateinamerikanischen Ländern in hohem Umfang fliessen, aber Argentinien ausschliessen. In einer flüssigen Finanzwelt, mit niedrigen Zinsen, sollte das Zahlungsbilanzproblem einfach zu handhaben sein, und im Grunde sollte Argentinien ein ähnliches Problem haben, wie Brasilien u.a. Staaten, die den Kapitalzufluss hemmen müssen, weil er zu hoch ist und zunächst zahlungsbilanzmässig nicht verkraftet werden kann. Denn entweder dies drückt auf den Kurs und betrifft somit die Exportfähigkeit, oder die ZB muss hohe Überschüsse aufkaufen, was eine monetäre Expansion zur Folge hat, die inflationär wirkt. In der gegenwärtigen Welt, mit hohen Preisen für die Commodities, die Argentinien exportiert und in grossem Ausmass erzeugen kann, und niedrigen Preisen für technologische Güter, die das Land importiert, sollte Argentinien wirklich keine Problem mit der Zahlungsbilanz haben. 

			Weisswaschung, Zahlungsbilanz und ZB-Reserven

			Eine Frage, die sich jetzt in diesem Zusammenhang stellt ist die, ob und wie weit die Weisswaschung die Zahlungsbilanz positiv beeeinfusst. Im Prinzip haben diese Dollarguthaben, sowohl von Personen, die in Argentinien wohnhaft sind, wie von Ausländern, die sich hier eintragen oder über Strohmänner tätig sind, keinen Enfluss auf den internationalen Zahlungsverkehr. Eventuell kann im Fall der Bonds für Energieinvestitionen (BAADE) eine Nebenwirkung entstehen. YPF erhält hier direkt Dollar, die dann für Investitionen eingesetzt werden, also u.a. für importierte Kapitalgüter. In diesem Fall braucht die ZB dann YPF keine Devisen zu geben, weil YPF sie schon hat. Das wäre eine Devisenersparnis, die sich günstig auswirkt. Doch bei den CEDIN, die für Immobilienkäufe eingesetzt werden, liegt der Fall anders. Hier entsteht einfach ein Zahlungskreislauf in Dollar, wie er bis Oktober 2011 bestand. Der Dollar wird somit wieder weitgehend zur Zweitwährung (oder Erstwährung?) in Argentinien. Es entsteht somit eine monetäre Expansion, die nicht registriert wird. Doch dies geht an der offiziellen Zahlungsbilanz vorbei.

			Wenn nun die eingezahlten Dollar schliesslich bei Bauunternehmen landen, wie es beabsichtigt ist, dann werden sie in Pesos umgewandelt, um Löhne, Baumaterialien u.a Kostenelemente zu zahlen. Würden die Dollar dabei zum offiziellen Kurs gewechselt, dann wirkt das positiv auf die Zahlungbilanz. Aber man kann davon ausgehen, dass sie zum „blauen” Kurs gewechselt werden, was auf den Kurs dieses Marktes drückt, wobei jedoch erneut schwarzes Kapital geschaffen wird, da der Dollarverkauf nicht gerechtfertigt werden kann. Wenn die Bauunternehmen keine geschickte Lösung für dieses Problem finden (die Steuerberater werden sich anstrengen müssen), oder der „blaue” Markt als Finanzmarkt legalisiert wird (was die richtige Lösung wäre), dann funktioniert das System nur in den Fällen, in denen der Empfänger der Dollar, sie auch für den Kauf einer Immobilie verwendet, oder für Güter, die in Dollar gehandelt werden, oder bei denen der Kauf steuerlich nicht angegeben werden muss, oder er das Geld einfach ausgibt, oder es zu Sparzwecken als Dollar behält.

			Abgesehen davon führten die CEDIN-Zertifikate unmittelbar zu einer vorübergehenden Zunahme der ZB-Reserven, weil die Dollarbeträge von den Banken voll auf die ZB übertragen werden müssen. Dies ist jedoch im Wesen ein sogenanntes „Window dressing”, also für das Schaufenster gedacht, aber nicht echt. Denn wenn die ZB über diese Reserven effektiv verfügt, dann kann sie die Dollar nicht zurückzahlen. Eventuell bleiben diese Dollar länger in den ZB-Reserven, weil die CEDIN nicht sofort in Dollar getauscht, sondern indossiert und weitergegeben werden, also direkt wie Dollarscheine verwendet werden. Die Regierungssprecher regen dies sogar an, weil diese Zertifikate auf den Namen des Inhabers lauten und bei Übertragung indossiert werden müssen. Ein Dieb kann somit mit diesen Wertpapieren nichts anfangen, es sei denn er fälscht die Unterschrift des letzten Inhabers. In der Praxis dürfte es jedoch für den, dem die Scheine gestohlen wurden, nicht so einfach sein, sie erneut von seiner Bank zu erhalten.
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CFK und die Verfassungsreform

Présidentin sieht Erneuerungsbedarf, macht aber keine eigenen Vorschlige

Buenos Aires (AT/me) -
Prsidentin Cristina Ferndn-
dez de Kirchner hat das
Thema Verfassungsreform
neu belebt. Anlasslich der
Tage zur Demokratisicrung
der Justiz* in der Universitat
von La Matanza sagte die
Staatschefin, die argentin
sche Verfassung solle iber-
arbeitet werden. Gleichzeitig
stellte seaber auch klar,dass
sie selber in solches Vorha
ben nichtaktiv vorantreiben
werde.

Mit einem Exemplar der Verfassung in der Hand rief
sie den rund 5000 Z +Andersals
manch andere, die nur die Teile lesen und verwenden,
die ihnen in den Kram passen, lese ich die Verfassung
Komplett. Das heifit aber nicht, dass die Verfassung per-
fektist. U eine wahrhaftige und tiefgreifende Reform
des Rechtssystems durchzufihren, sollte sie modifiziert

rern ihrer Rede 2
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risinareckt aie Vertassung n e Hohe.

werden* Um dann nach
ner thetorischen Pause hi
zuzufiigen: ,Aber ich selbst
werde keinen Vorschlag zur
Verfassungsreform machen.”
Was genau die Prasiden-
mit ihren auf den ersten
k widersprichlichen
Ankiindigungen anstrebt,
dariiber kann nur speku-
liert werden. Die Zeitung
Clarin” stllte einen Bezug,
7u den Bestrebungen der
besonders treuen Anhinger
der Prsidentin her, die eine Verfassungsreform anstre-
ben, um eine zweite Wiederwahl Cristinas zu ermogli-
chen. Dazu hattesich die Staatschefin selber bislang nicht
eindeutig erklart. Vor diesem Hintergrund konnte man
die aktuellen Auerungen Kirchners als Ermunterung
fiirihre Mitstreiter deuten, damit diese ihr den Weg fiir
eine weitere Wiederwahl ebnen.
Bei ihrer Rede verteidigte Cristina die sechs Gesetze
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